für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 40. 


(Nr. 6389.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie für das Anlagekapital einer 
g Eiſenbahn von Leinefelde uͤber Muͤhlhauſen und Langenſalza bis zur 
Landesgrenze in der Richtung auf Gotha. Vom 14. Juli 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
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verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: N 
Ge: 


Der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird Behufs Uebernahme des 
Baues und Betriebes einer Eiſenbahn von Leinefelde, im Anſchluß an die 
Halle⸗Nordhauſen⸗Caſſeler Eiſenbahn, über Muͤhlhauſen und Langenſalza bis 
zur Landesgrenze in der Richtung auf Gotha und weiter bis Gotha, die 
Garantie des Staates für einen jährlichen Reinertrag von vier Prozent des in 
dieſem Unternehmen anzulegenden Kapitals bis auf Hoͤhe von drei Millionen 
Einmal hundert Ein und ſechszig tauſend neunhundert und achtzig Thalern 
nach naͤherer Maaßgabe des beigedruckten Vertrags⸗Entwurfs hiermit bewilligt. 


H. 2. 
Unſer Finanzminiſter und Unſer Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 


öffentliche Arbeiten ſind mit der Ausfuhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Haupt⸗Quartier Bruͤnn, den 14. Juli 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. zu Eulenburg. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6389.) 65 Ent: 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Auguſt 1866. 


Entwurf zu einem Vertrage 


mit der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Gotha nach Leinefelde. | 


wifchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den 
Geheimen Regierungsrath Kieſchke, für fich und Namens der Herzoglich Sachſen⸗ 
Coburg⸗ und Gothaiſchen Staatsregierung, einerſeits, und der in Erfurt domi⸗ 
zilirenden Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktion, 
andererſeits, iſt heute, unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
der ſtatutenmaͤßigen Zuſtimmung des Verwaltungsrathes, der Generalverſammlung 
und der bei der Thuͤringiſchen Eiſenbahn betheiligten Staatsregierungen, folgender 
Vertrag verabredet worden. 


H. 1. 


Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Station Gotha der Thuͤringiſchen Eiſenbahn uͤber 
Langenſalza und Muͤhlhauſen nach Leinefelde als Anſchlußpunkt an die Halle⸗ 
ker Eiſenbahn unter den nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen zu uͤber⸗ 
nehmen. 


H. 2. 


i Die Königlich Preußiſche Staatsregierung wird der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Konzeſſion für die genannte Bahn ertheilen, beziehungsweiſe 
dieſelbe für die im Herzogthum Gotha belegene Strecke auf Grund des mit 
der Herzoglich Gothaiſchen Regierung unter dem 11. September 1863. abge⸗ 
ſchloſſenen Staatsvertrages erwirken. Den Beſtimmungen dieſes Vertrages iſt 
die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft unterworfen. 


| H. 3. 
Die Beſtimmung des Ausgangspunktes der projeftirten Bahn von Gotha 


nach Leinefelde, ſowie die Beſtimmung der Richtungslinie bleibt fuͤr die inner⸗ 
halb des Preußiſchen Gebietes belegene Strecke unbedingt und hinſichtlich der 
im Herzogthum Gotha belegenen Strecke nach Maaßgabe des gedachten Staats⸗ 
vertrages (F. 2.) dem Königlich Preußiſchen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten vorbehalten. Die Genehmigung der ſpeziellen Bau⸗ 
projekte und Anſchlaͤge hat innerhalb des Koͤniglich Preußiſchen Staatsgebietes 
das Königlich Preußiſche Miniſterium für Handel, Gewerbe und ln 3 
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Arbeiten, innerhalb des Herzoglich Gothaiſchen Staatsgebietes das Herzoglich 


Gothaiſche Staatsminiſterium zu ertheilen. 

Die Anſtellung des den Bau leitenden Technikers bedarf der Beftätigung 
des gedachten Königlichen Miniſteriums. Es bleibt jedoch der Thuͤringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft unbenommen, dieſe Leitung dem fuͤr das Hauptunternehmen 
angeſtellten Ober⸗Ingenieur zu übertragen. i 

Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter Genehmigung der beiden 
Staatsregierungen abgewichen werden. Von Seiten der Koͤniglich Preußiſchen 
Staatsregierung werden der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft alle vor- 


handenen Vorarbeiten, Nivellements, Bauplaͤne und Anſchlaͤge zu der pro⸗ 


jektirten Bahn gegen Erſtattung der dafuͤr aus der Staatskaſſe verausgabten 
Koſten aus dem Baufonds uͤberlaſſen. In gleicher Weiſe werden die von der 
Herzoglich Gothaiſchen Regierung und von der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft fuͤr dieſe Bahn auf Vorarbeiten bereits verausgabten Koſten auf den 
Baufonds uͤbernommen. 

Die Bahn ſoll vorläufig nur mit einem Geleiſe ausgeführt werden, das 
zweite Geleis aber auf Koſten des neuen Bahnunternehmens hergeſtellt werden, 
ſobald die beiden betheiligten Staatsregierungen ſolches fuͤr erforderlich erachten. 

Der Grund und Boden iſt von vornherein fuͤr ein Planum mit Doppel⸗ 
geleiſe zu erwerben, auch ſind die Bruͤcken und Durchlaͤſſe wenigſtens in den 
Fundirungen ſogleich fuͤr zwei Geleiſe herzuſtellen. 


H. 4. 


Nachdem fuͤr die projektirte Bahn die Konzeſſionen (H. 2.) ertheilt fein 
werden, muß mit der Fertigſtellung der Bauplaͤne und Anſchlaͤge ohne Verzug 
vorgeſchritten werden. Nach Vollendung und Genehmigung derſelben ($. 3.) 
ſoll der Bau der Bahn ſofort begonnen und ununterbrochen fortgeſetzt werden. 

Eine zeitweiſe Unterbrechung des Baues ſoll jedoch in dem Falle zu⸗ 
gelaſſen werden, wenn ungewoͤhnliche Ereigniſſe die Beſchaffung der erforder⸗ 


lichen Geldmittel in außerordentlichem Grade erſchweren. 


H. 8. 


Das Anlagekapital, welches erforderlich iſt zum Bau und zur vollſtaͤn⸗ 
digen Ausruͤſtung der Bahn, zur Erweiterung des der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gehoͤrigen Anſchluß⸗Bahnhofes und deſſen Gebaͤulichkeiten zu Gotha, 
ſoweit ſolche lediglich durch die Einführung und den Betrieb der neuen Bahn 
noͤthig werden ſollte, zur Beſchaffung der fuͤr die neue Bahn erforderlichen 


3 Transportmittel, zur Verzinſung des Anlagekapitals waͤhrend der Bauzeit 


| 

ö 

I. 

> 
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($. 7.), zur Deckung der bei Beſchaffung der Geldmittel etwa entſtehenden 
Verluſte, wird, den bisherigen Ermittelungen entſprechend, auf fuͤnf Millionen 
Einmal hundert Einundſechszig tauſend Thaler angenommen, wovon auf die 
Preußiſche Strecke drei Millionen ſechsmal hundert Einundſechszig tauſend 
neun hundert achtzig Thaler und auf die Gothaiſche Strecke Eine Million 
viermal hundert neunundneunzig tauſend und zwanzig Thaler fallen. Die 
Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird daſſelbe durch Ausgabe von Stamm⸗ 
(Nr. 6389.) i 5 65* aktien 


aktien Litt. B. beſchaffen, welche mit Ausnahme von 500,000 Rthlrn., zu deren 
Uebernahme zum Parikurſe die Städte Muͤhlhauſen und Langenſalza ($. 9.) 
ſich verpflichtet haben, mit vier vom Hundert jaͤhrlich verzinslich ſind und zu 
deren Zeichnung zum Parikurſe den Beſitzern der bereits vorhandenen Stamm⸗ 
aktien der Thuringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft das Vorzugsrecht eingeraͤumt 
wird. Die mit dieſen Aktien auszureichenden Dividendenſcheine werden mit dem 
Garantie-Kontrolzeichen des Staates verſehen. 


$. 6. 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, die nach F. 5. 
zu kreirenden Stammaktien Litt. B. ohne Genehmigung der Staatsregierungen 
(H. 21. des Staatsvertrages vom 11. September 1863.) unter dem Pari⸗ 
kurſe auszugeben. Wird dieſe Genehmigung verſagt, ſo kann die Fortſetzung 
des Baues (H. 4.) fo lange ſiſtirt werden, bis entweder eine Verſtaͤndigung 
uͤber den Ausgabekurs herbeigefuͤhrt oder die Ausgabe zum Parikurſe moͤg⸗ 
lich wird. 
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Sobald die Baurechnung fuͤr die neue Bahn abgeſchloſſen iſt, wird das 
Kapital, welches ſich: a 


1) fuͤr den Bau der Bahn, nebſt allem Zubehoͤr, 
2 fuͤr Anſchaffung der Transportmittel, 


3) fuͤr die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abge⸗ 
ſondert verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laſſen, 


und welche mit einem Viertel Prozent der Ausgabe zu 1. der Thuͤringiſchen 


Eiſenbahngeſellſchaft zu erſtatten find, 


4 fuͤr die Verzinſung mit vier Prozent der waͤhrend der Bauzeit, d. h. 
bis zu dem auf die Betriebseroͤffnung der ganzen Bahn von Gotha 
nach Leinefelde folgenden 1. Januar, auf die ſaͤmmtlichen gezeichneten 

Aktien geleiſteten Einzahlungen, und N 


5) zur Deckung etwaiger Kursverluſte, jedoch nicht über den Betrag von 
ſechs Prozent des garantirten Theils des Anlagekapitals, : 


als nothwendig ergiebt, unter Mitwirkung eines Kommiſſarius des Koͤniglichen ö 
Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten definitiv feſtgeſtellt. 


H. 8. 


Der Reinertrag der neuen Bahn wird dergeſtalt berechnet, daß von den 
geſammten Jahreseinnahmen derſelben: 


a) die wirklich verausgabten Verwaltungs⸗, Unterhaltungs: und Transport⸗ 


koſten einſchließlich der Koſten fuͤr die allgemeine Verwaltung ($. 11.), 
b) der zum Reſerve- und Erneuerungsfonds fließende Betrag nach einem 
8 f von 


von den Sefellfehaftsvorftänden aufzuſtellenden, der Genehmigung der 
beiden betheiligten Staatsregierungen unterliegenden Regulative abge⸗ 
zogen werden. i 


„Den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft iſt die neue Bahn ſelbſtverſtaͤndlich nicht verhaftel. 


H. 9. 


1) An dem Reinertrage der neuen Bahn nehmen die Staͤdte Muͤhlhauſen 
und Langenſalza mit dem von ihnen nach H. 5. aufzubringenden Kapital⸗ 
betrage von 500,000 Thalern ſtets nur nach Verhaͤltniß dieſer Summe 
zu dem geſammten Anlagekapital Theil. 


2) Sollte der Reinertrag nicht dazu hinreichen, um das geſammte Anlage⸗ 
Kapital mit vier Thalern vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen, ſo ſind 
die Staatsregierungen verpflichtet, fuͤr daſſelbe — die zu 1. gedachten 
500,000 Rthlr. ausgenommen — alſo bis zur Höhe von 4,661,000 Rthlr. 
den erforderlichen Zinszuſchuß bis auf Höhe von vier Prozent zu ge⸗ 
waͤhren. Dieſelben garantiren demnach, und zwar jede fuͤr ihren An⸗ 
theil (F. 5.), für das Baukapital abzüglich dieſer 500,000 Rthlr. unbe⸗ 
dingt einen Zinſengenuß von vier Thalern jaͤhrlich vom Hundert, und 
ſtellen die zu dieſer Zinszahlung erforderlichen Gelder zu dem Faͤlligkeits⸗ 
termine der Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf deren 
Antrag bei der Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Erfurt zur Dis⸗ 
poſition. Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich dagegen, 
wenn die Staatsregierungen uͤberhaupt zur Verzinſung des Baukapitals — 
der neuen Bahn einen Zinszuſchuß zu zahlen haben ſollten, von dieſem 1 
Zuſchuſſe den achten Theil den Staaten aus dem Reinertrage der . 5 
Thuͤringiſchen Eiſenbahn zu erſtatten. 


3) Ueberſteigt dagegen der Reinertrag vier Prozent des geſammten Anlage⸗ 
Kapitals, ſo wird der uͤberſchießende Betrag, ſoweit er nicht nach der 
Beſtimmung sub 1. auf die 500,000 Rthlr. Aktien der Städte Muͤhl⸗ 
hauſen und Langenſalza entfaͤllt, dergeſtalt vertheilt, daß zunaͤchſt 


a) aus demſelben die von den Staatsregierungen oder der Geſellſchaft 
etwa zu den Betriebskoſten oder zu den Zinſen des Anlagekapitals 
geleiſteten Zuſchuͤſſe nach Verhaͤltniß der beiderſeits aufgewendeten 
Summen erſtattet werden, 


b) ſodann den neuen Stammaktien Ein Prozent (das fünfte) ge⸗ 
waͤhrt wird, und 


c) der weitere Ueberſchuß uber fünf Prozent zu einem Drittheil den 
Staatsregierungen, zu einem Drittheil den Stammaktien des alten 
Unternehmens und zu einem Drittheil den Aktien fuͤr das neue 
Unternehmen zufließen foll, EN 

(Nr. 6389,) H. 10. 
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F. 10. 


Die Staatsgarantie (F. 9.) hört auf, nachdem die neue Bahn zehn 
Jahre nacheinander einen Reinertrag ergeben haben wird, welcher zur erforder⸗ 
lichen Verzinſung des Anlagekapitals mit vier Prozent ausreicht. Die Gewinn⸗ 
antheils⸗ Berechtigung der Staatsregierungen an dem Reinertrage der neuen 
Bahn über fünf Prozent des Anlagekapitals (H. 9.) bleibt jedoch auch nach 
dem Erloͤſchen der Zinsgarantie beſtehen. 


$. 11. 


Hinſichtlich der Betriebsrechnung fuͤr die neue Bahn wird Folgendes 


beſtimmt. 


Die Bahn Gotha⸗Leinefelde partizipirt an ſaͤmmtlichen Betriebsausgaben 
des alten und neuen Unternehmens in folgender Weiſe: 


1) an den Geſammtkoſten fuͤr die allgemeine Verwaltung nach Verhaͤlt⸗ 
niß der Laͤnge der neuen Bahn zu derjenigen der uͤbrigen Bahnſtrecken 
der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft; 

2) die Koſten der Bahnverwaltung tragen die Hauptbahn und die neue 
Bahn je zur Hoͤhe ihrer wirklichen Ausgaben; 


3) die Koſten für die Transportverwaltung werden nach Verhaͤltniß der 
durchlaufenen Lokomotivmeilen und Wagenachsmeilen unter die alte 
und neue Bahn vertheilt; 


4) außer den sub 3. zu berechnenden Koſten wird in Betreff der fuͤr die 
Benutzung der Betriebsmittel der alten und neuen Bahn, ſoweit ſolche 
gemeinſchaftlich ſein wird, zu berechnenden Verguͤtungen feſtgeſetzt: 


a) ſaͤmmtliche Lokomotiven nebſt Tendern, ſowie ſaͤmmtliche Perſonen⸗ 


b 


— 


und Güterwagen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft koͤnnen 
ohne Ruͤckſicht darauf, fuͤr Rechnung welchen Fonds ſie angeſchafft 


worden, für alle Theile des Geſammtunternehmens gemeinſchaft⸗ 


lich benutzt werden; 


in dieſem Falle findet fuͤr jedes Betriebsjahr uͤber die darin ſtatt⸗ 
gehabte Benutzung eine Abrechnung ſtatt, welche in der Weiſe 
erfolgt, daß vier Prozent des geſammten Geldbetrages, welcher 
fuͤr die Beſchaffung (nicht auch fuͤr die Erneuerung) der bezuͤg⸗ 
lichen Betriebsmittel wirklich verausgabt worden, bei den Xofo- 
motiven nebſt Tendern nach Verhaͤltniß der Lokomotivmeilen, und 


bei den Perſonen⸗ und Guͤterwagen nach Verhaͤltniß der Wagen⸗ 5 


achsmeilen, auf jeden der beiden Theile des Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmens repartirt werden, und daß alsdann, ſoweit die 
alſo ermittelten Quoten für die Thuͤringiſche Eiſenbahn oder für. 
die Gotha⸗Leinefelder Bahn mehr oder weniger betragen in 

ro⸗ 
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Prozent, von den aus ihren reſp. Fonds wirklich verwendeten 
Beſchaffungskoſten ihrem Betriebe, wenn der Reinertrag zur voll⸗ 
ſtaͤndigen Deckung der Zinſen des Anlagekapitals zureicht, die 
ganze Differenz, ſonſt aber blos ſieben Achtel derſelben von dem 
Betriebsfonds der Hauptbahn kreditirt und beziehungsweiſe debitirt 
werden; 


was im Verkehr mit anderen Bahnen an Wagenmiethe aufkommt 
und gezahlt wird, beziehungsweiſe die Differenz zwiſchen dieſer 
Einnahme und Ausgabe, wird fuͤr jedes Betriebsjahr auf die 
Thuͤringiſche Eiſenbahn und die neue Bahn nach Verhaͤltniß der 
Wagenachsmeilen verrechnet. 

Sollten auch fuͤr die Benutzung von fremden Lokomotiven 
und Tendern Verguͤtungen in Einnahme oder Ausgabe kommen, 
fo partizipiren daran beide Theile des Geſammtunternehmens, 
jedoch nach Verhaͤltniß nicht der Wagenachsmeilen, ſondern der 
Lokomotivmeilen. 


C 


— 


H. 12. 


Die im H. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. bezeichnete Ver⸗ 
pflichtung zur unentgeltlichen Beförderung von Poſtſachen und Poſtwagen be⸗ 
greift zugleich die unentgeltliche Mitbefoͤrderung der begleitenden Poſtkondukteure 
und des expedirenden Perſonals in jenen Wagen in ſich. 

Die ruͤckſichtlich des Poſtdienſtes und ruͤckſichtlich der Anlage und Unter⸗ 
haltung elektromagnetiſcher Telegraphen zwiſchen dem Staate und der Thuͤrin⸗ 
giſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen, auf die Hauptbahn Halle⸗Gerſtungen 
bezuͤglichen Vertraͤge ſollen auch fuͤr die Gotha⸗Leinefelder Bahn, und zwar 
die Poſtvertraͤge für den in Preußen belegenen Theil dieſer Bahn, die Telegraphen⸗ 
Verträge für die ganze Bahn, Guͤltigkeit haben, ſoweit nicht lokale Verhaͤltniſſe 
eine Abaͤnderung bedingen. 

i Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die Anlage eines elektromagne⸗ 
tiſchen Staatstelegraphen auf der neuen Bahn unentgeltlich zu geſtatten. Sie 


übernimmt die Beförderung von Privat⸗ und Staatsdepeſchen mit dem Tele⸗ 


graphen dieſer Bahn auf Grund des Reglements vom 1. Januar 1862. und 
der etwaigen ſpaͤteren Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen deſſelben. Sie iſt ver⸗ 
pflichtet, die Depeſchen der beiden betheiligten Staatsregierungen nach denjenigen 
Telegraphenſtationen, wo keine Stationen der Königlich Preußiſchen Telegraphen 
errichtet ſind, unentgeltlich zu befoͤrdern (Artikel 12. des Staatsvertrages vom 
11. September 1863.) 


§. 13. 


Zur Ausfuͤhrung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahn zu 
militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. fuͤr 1843. S. 373.) iſt die Geſellſchaft 
verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements vom 1. Mai 1861., 
1 er Organiſation des Transports groͤßerer Truppenmaſſen 5 155 
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Eiſenbahnen, desgleichen für die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und 
ſonſtigen Armeebeduͤrfniſſen auf den Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 
1. Mai 1861. für den Transport der Truppen und des Armeematerials auf 
den Eiſenbahnen, ſowie den kuͤnftigen Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen dieſes 
Reglements und Inſtruktion zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und 
Effekten jeglicher Art nach Maaßgabe des Artikels 13. des Staatsvertrages 
vom 11. September 1863. zu ermaͤßigten Preiſen zu transportiren. 


H. 14. 


Der Tarif und die Fahrplaͤne fuͤr die neue Bahn unterliegen der Ge⸗ 
nehmigung der beiden betheiligten Staatsregierungen (Artikel 7. 8. 21. des 
Staatsvertrages vom 11. September 1863.). 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf derſelben auf 
Verlangen des Koͤniglich Preußiſchen Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten eine vierte Wagenklaſſe einzurichten. 


$. 15. 


Sollte fünf Betriebs⸗Kalenderjahre hintereinander ein Zuſchuß oder nach 
Verlauf der fünf erſten vollen Betriebs⸗Kalenderjahre in einem Jahre der ge⸗ 
ſammte Zuſchuß von 33 Prozent zu den Zinſen der neuen Stammaktien Litt. B. 
der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft aus den Staatskaſſen geleiſtet werden 
muͤſſen, ſo ſind die Staatsregierungen berechtigt, die Verwaltung und den Be⸗ 
trieb der neuen Bahn zu uͤbernehmen. Im Fall der Geltendmachung dieſer 
Befugniß find die Staatsregierungen keiner Beſchraͤnkung von Seiten der Ge⸗ 
ſellſchaft unterworfen, jedoch verpflichtet, vollſtaͤndige Rechnung zu legen und 
den aufkommenden Reinertrag reſp. die Zuſchuͤſſe, welche nach $. 9. von ihnen 
zu leiſten ſind, nach eben den Beſtimmungen, welche fuͤr die eigene Admini⸗ 
ſtration der Geſellſchaft gelten, den Aktionairen Litt. B. zukommen zu laſſen. 
Die Geſellſchaft ſoll die Ruͤckgewähr der Verwaltung und des Betriebes zu 
fordern berechtigt ſein, wenn drei Jahre hintereinander ein Zinszuſchuß aus 
der Staatskaſſe nicht weiter erforderlich geweſen iſt. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß die Geſellſchaft auch waͤhrend der Staatsadminiſtration der Bahn den 
achten Theil des zu zahlenden Zinszuſchuſſes fort zu entrichten hat, wogegen von 
ihr alsdann zu den Betriebskoſten ein Zuſchuß nicht zu leiſten iſt. i 


H. 16. 


Bei Anſtellung des Strecken⸗Beamtenperſonals im Preußiſchen Staats⸗ 
gebiete, mit Ausnahme des einer techniſchen Vorbildung beduͤrftigen, ift vorzugs⸗ 
weiſe auf qualifizirte, verſorgungsberechtigte Militairs und 12 Jahre gediente 
Unteroffiziere, welche das 3öfte Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen. Bezüglich des Strecken ⸗Beamtenperſonals im Herzogthum 
Gotha, ſowie des uͤbrigen Beamtenperſonals verbleibt es bei den Beſtimmungen 
des Art. 16. des Staatsvertrages vom 11. September 1863. 15 


$. 17. 
Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird in dem nach Abſchluß dieſes 
Vertrages erforderlichen Nachtrage zu ihrem Statute vom 20. Auguſt 1844. 


Beſtimmungen aufnehmen, welche bei den die Angelegenheiten des neuen Unter⸗ 
nehmens betreffenden Verhandlungen: 


4) in der Direktion und in dem Verwaltungsrathe dem von der Koͤnig⸗ 
lich Preußiſchen Regierung ernannten Staatskommiſſar und bei deſſen 
Behinderung dem von der Herzoglich Saͤchſiſchen Regierung ernannten 
Staatskommiſſar den Vorſitz übertragen; 

2) im Verwaltungsrathe dreien von den Staͤdten Muͤhlhauſen, Langen⸗ 
ſalza und Gotha, welche letztere ſich zur Zeichnung von 50,000 Rthlrn. 
Aktien zum Parikurs verpflichtet hat, zu erwaͤhlenden Mitgliedern, für 
welche der Nachweis eines Aktienbeſitzes nicht erforderlich ift, die ſtimm⸗ 
berechtigte Theilnahme ſichern. 


$. 18. 
Die nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 30. Mai 1853. an die 
Staatskaſſe zu zahlende Eiſenbahnabgabe iſt von dem Ertrage der ganzen 


neuen Bahnſtrecke und nicht blos der im Preußiſchen Staatsgebiete belegenen 
Strecke zu entrichten (Art. 17. des Staatsvertrages vom 11. September 1863.). 


§. 19. 
Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Konzeſſions⸗ und 


Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde vom 20. Auguſt 1844., ſowie die damit beſtaͤtigten 


Statuten der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und deren landesherrlich 
genehmigten Nachtraͤge, namentlich alle hiernach und nach dem Geſetze vom 
3. November 1838. dem Staate zuſtehenden Rechte und Befugniſſe auf das Unter⸗ 
nehmen des Baues und des Betriebes der Gotha-Leinefelder Bahn Anwendung. 
Auch ſind, inſoweit nicht durch dieſen Vertrag und durch einen landesherrlich 
genehmigten Statutennachtrag ein Anderes feſtgeſtellt wird, die Beſtimmungen 
der Geſellſchaftsſtatuten fuͤr die Verwaltung des neuen Unternehmens maaß⸗ 
gebend. Insbeſondere werden auch die Bau- und Betriebsrechnungen von dem 
Verwaltungsrathe der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gepruͤft und dechargirt, 
mit der Maaßgabe jedoch, daß dieſelben der Reviſion der Eiſenbahn-Aufſichts⸗ 
behoͤrde, beziehungsweiſe durch einen Kommiſſar der Koͤniglich Preußiſchen 
Staatsregierung unterliegen. 5 


H. 20. 
Wenn die bei der Thuͤringiſchen Hauptbahn betheiligten Staatsregierungen 


von dem ihnen nach dem Geſetze vom 3. November 1838. zuſtehenden Rechte 
Jahrgang 1866. (Ir. 6389.) 66 | des 


ae 


des Ankaufs Gebrauch machen, fo foll auch dem Königlich Preußiſchen Staate 
und dem Herzoglich Saͤchſiſchen Staate das Recht zuſtehen, gleichzeitig die 
Gotha ⸗Leinefelder Bahn für ſich zu erwerben (Art. 18. des Staatsvertrages 
vom 11. September 1863.). 


Alſo geſchloſſen, doppelt ausgefertigt und unterſchrieben. 


N ce Seine Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Hoheit der 
Herzog von Sachſen⸗-Coburg und Gotha in der Abſicht, eine Eiſenbahnver⸗ 
bindung zwiſchen der Thuͤringiſchen Eiſenbahn und der Hannoverſchen Suͤdbahn 
ins Leben zu rufen, die Herſtellung einer Eiſenbahn von Gotha uͤber Langen⸗ 
ſalza, Muͤhlhauſen bis zu der nach dem Koͤniglich Preußiſchen Geſetze vom 
12. Januar 1863. auszufuͤhrenden Eiſenbahn von Halle uͤber Nordhauſen nach 
Heiligenſtadt und von da nach Kaſſel beſchloſſen haben, ſind zum Zwecke der 
Vereinigung uͤber ein derartiges Unternehmen und uͤber die Feſtſtellung der 
darauf ſich beziehenden Verhaͤltniſſe zu Bevollmaͤchtigten ernannt worden: 


von Seiten Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen: 
Allerhoͤchſtihr Geheimer Regierungsrath Arnold Albert 
May bach, 
Allerhoͤchſtihr Geheimer Finanzrath Johann Guſtav Ru⸗ 
dolph Meinecke, 


Allerhoͤchſtihr Wirklicher Legationsrath Paul Ludwig Wil⸗ 
helm Jordan; 


von Seiten Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen-Co⸗ 
burg und Gotha: 


Hoͤchſtihr Miniſterialrath Leopold Braun, 


welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation folgenden Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen haben. 


Artikel 1. 


Die Koͤniglich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen-Coburg und 
Gothaiſche Regierung verpflichten ſich, innerhalb ihres Staatsgebietes die An⸗ 
lage einer Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fordern, welche, von Gotha ausgehend, 
uͤber Langenſalza und Muͤhlhauſen fuͤhrt und ſich in der Gegend von Leinefelde 
an die durch das Königlich Preußiſche Geſetz vom 12. Januar 1863. geneh⸗ 
migte Eiſenbahn — von Halle uͤber Nordhauſen nach Kaſſel — e 5 
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wirken, daß die Koͤniglich Hannoverſche Regierung alsbald eine direkte Eiſen⸗ 
bahnverbindung von Göttingen bis zu einem geeigneten Punkte der Halle⸗ 
Kaſſeler Bahn in der Gegend von Ahrenshauſen herſtellen laͤßt, um den Zweck 
einer direkten Schienenverbindung zwiſchen Gotha und Goͤttingen zu ſichern. 


Artikel 2. 


Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche 
Regierung behalten ſich eine beſondere Vereinbarung daruͤber vor, welcher Ge⸗ 
ſellſchaft die Konzeſſion fuͤr die im Artikel 1. gedachte Bahn unter Beilegung 
des Rechtes zur Expropriation des zur Bahnanlage nebſt Zubehoͤr erforderlichen 
Grund und Bodens ertheilt werden ſoll, ſind aber ſchon jetzt dahin uͤbereinge⸗ 
kommen, daß derſelben weitere, als in dem gegenwärtigen Vertrage aus druͤcklich 
namhaft gemachte laͤſtige Verpflichtungen nicht auferlegt werden ſollen. 


Die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung raͤumt auch der 
Koͤniglich Preußiſchen Regierung die Befugniß ein, von einem dieſer geeignet 
ſcheinenden Punkte der Gotha⸗Leinefelder Bahn (Art. 1.) aus eine Verbindungs⸗ 
bahn nach Erfurt herzuſtellen oder herſtellen zu laſſen, und dieſe Bahn in 
thunlichſt gerader Richtung durch Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſches 
Gebiet zu führen. Im Falle die Königlich Preußiſche Regierung von dieſer 
Befugniß Gebrauch macht, ſoll uͤber den Bau und Betrieb auf Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchem Gebiete nach dem Vorgange des gegen⸗ 
waͤrtigen Vertrages, ſoweit derſelbe allgemeine Beſtimmungen enthaͤlt, ein be⸗ 
ſonderes Uebereinkommen getroffen werden, welches auf der Grundlage thun⸗ 
lichſter Foͤrderung des Projektes beruht. 


Artikel 3. 


Der Grenzuͤbergangspunkt ſoll noͤthigenfalls durch techniſche Kommiſſarien 
naͤher feſtgeſtellt werden. Die Königlich Preußiſche Regierung wird dafuͤr Sorge 
tragen, daß die Magdeburg⸗Coͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft bei 
den Anſchlußpunkten der Gotha⸗Leinefelder, ſowie der Goͤttingen⸗Ahrenshauſener 
Strecke an die Halle-Nordhauſen-Kaſſeler Bahn ſolche bauliche Einrichtungen 


trifft, daß der Uebergang der Transporte von der einen Bahn auf die andere 


aus und nach den verfchiedenen Richtungen in einer dem Beduͤrfniſſe des oͤffent⸗ 
lichen Verkehrs entſprechenden Weiſe erfolgen kann, und auch dahin wirken, 
daß die Koͤniglich Hannoverſche Regierung bezuͤglich des Anſchlußpunktes bei 
Ahrenshauſen eine gleiche Verpflichtung übernimmt. Dieſelbe Verpflichtung ſoll 


für ihren Theil der für die Bahnſtrecke Gotha⸗Leinefelde zu konzeſſionirenden 


Geſellſchaft bezuͤglich des Anſchluſſes an die Thuͤringiſche Bahn einer- und an 
die Halle⸗Kaſſeler Bahn andererſeits auferlegt werden. — Die Spurweite ſoll 
uͤberall gleichmaͤßig vier Fuß acht einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im 
Lichten der Schienen betragen. 


(Nr. 6389.) ; 66 a Ar⸗ 


r 


Die Königlich Preußiſche Regierung macht ſich auch anheiſchig, dahin zu 
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Artikel 4. 


Die techniſchen Vorarbeiten zur Feſiſtellung der Bahnlinie und zur Aus⸗ 
führung der Bahn, der Bahnhofsanlagen und der Betriebseinrichtungen find 
zundchft der Königlich Preußiſchen Regierung vorzulegen, welche dieſelben nach 
erfolgter Pruͤfung der Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen Regierung 
Behufs der von ihr zu ertheilenden Zuſtimmung bezuͤglich der in ihr Gebiet 
fallenden Strecke mittheilen und die erfolgte beiderſeitige Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchaft eroͤffnen wird. 


Artikel 5. 


Beide Hohe Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß der Betrieb auf 
der Bahn von Gotha bis zum Anſchlußpunkte an die Halle-Kaſſeler Bahn 
ſtets in der Hand Einer Verwaltung vereinigt ſein ſoll. 


Artikel 6. 


Zur Handhabung der ihnen uͤber die Bahnſtrecke in ihrem Gebiete zu: 


ſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte werden die Hohen Kontrahenten beſtaͤn⸗ 
dige Kommiſſarien beſtellen, welche die Beziehungen ihrer Regierungen zu der 
Eiſenbahnverwaltung in allen Faͤllen zu vertreten haben, die nicht zum direkten 


gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten Behoͤrden geeignet 


ſind. Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird außerdem, unbeſchadet des 
Hoheits- und Aufſichtsrechts der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Re⸗ 
gierung bezuͤglich der in ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke, die Ueberwachung 
des ganzen Unternehmens im Allgemeinen und des Geſchaͤftsbetriebes der Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft bewirken. Zu dem Ende wird die Geſellſchaft ſich ſtets und 
uͤberall zunaͤchſt an den Koͤniglich Preußiſchen Kommiſſar zu wenden haben, 
wodurch jedoch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß auch der Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche 
Kommiſſar bezuͤglich des auf der im Gothaiſchen Gebiete belegenen Bahn⸗ 
ſtrecke ſtattfindenden Betriebes in Ausuͤbung des Aufſichtsrechts die Initiative 
zu ergreifen befugt iſt. 


Artikel 7. 


Ueber die Fahrplaͤne und Tarife ſoll unter den im Art. 6. gedachten 
Kommiſſarien eine naͤhere vorgaͤngige Verſtaͤndigung und in Ermangelung der 
Erzielung eines Einverſtaͤndniſſes unter dieſen direktes Benehmen der beiden 
Regierungen eintreten. 

Ueber die Feſtſtellung der für die Verkehrsbeduͤrfniſſe erforderlichen Fahrten 
iſt außerdem das Folgende verabredet. 

Es ſoll dahin geſtrebt werden, den auf der Halle⸗Nordhauſen⸗Kaſſeler 
Bahn (Art. 1.) und den auf der Gotha⸗Leinefelder und auf der Ahrenshauſen⸗ 
Göttinger Bahn kurſirenden Zügen eine ſolche Fahrordnung zu geben, daß fie 
durch ein Zuſammentreffen an den Punkten, wo dieſe Bahnen unter ſich 
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aneinanderſchließen, nicht nur dem Verkehre innerhalb des Bereichs dieſer 
Bahnen, fondern auch dem Verkehre aus den äußeren Anfchlüffen derſelben 


eine ununterbrochene Verbindung zu gewähren im Stande ſind, und auch 
zwiſchen Gotha und Goͤttingen, ſoviel als thunlich, ohne Wagenwechſel. 


Zu dem Ende will die Koͤniglich Preußiſche Regierung vermitteln, daß 
die Königlich Hannoverſche Regierung täglich mindeſtens drei Züge mit 
Perſonenbefoͤrderung fuͤr den Verkehr aus und in der Richtung von Hannover 
auf der Strecke zwiſchen Göttingen und Ahrenshauſen, und zwar in beiden 
Richtungen dieſer Strecke fahren läßt; auch ſoll mindeſtens dieſelbe Zahl von 
Zuͤgen mit Perſonenbefoͤrderung auf der Strecke zwiſchen Gotha und Leinefelde 
in beiden Richtungen abgelaſſen werden. — Wuͤrde aber die beabſichtigte un⸗ 
unterbrochene Verbindung des Verkehrs in und aus der Richtung von Han⸗ 
nover in allen oder in einzelnen der drei bezeichneten Verbindungszuͤge durch 
die von Halle nach Kaſſel und in umgekehrter Richtung fahrenden Zuge zwiſchen 
Gotha und Goͤttingen durch Verſtaͤndigung zwiſchen den betheiligten Eiſen⸗ 
bahnoerwaltungen nicht herzuſtellen, oder bei vorkommenden Aenderungen in den 


Fahrplaͤnen der Anſchlußbahnen nicht aufrecht zu erhalten ſein, ſo werden beide 


Hohe Regierungen es einrichten, wird beziehungsweiſe die Koͤniglich Preußiſche 
Regierung es bei der Königlich Hannoverſchen Regierung vermitteln, daß zwei 
der für die Verbindung zwiſchen Gotha und Göttingen in beiden Richtungen 
einzurichtenden Zuͤge, welche an dieſen Endpunkten Anſchluß an die uͤber Eiſenach 
ſuͤdlich und uͤber Goͤttingen noͤrdlich hin und herfahrenden Zuͤge finden 
konnen, ohne weiteren Aufenthalt an den End⸗ und Zwiſchenpunkten der Ver⸗ 
bindungsbahnſtrecken, als denjenigen Aufenthalt, welchen jeder fuͤr ſich einge⸗ 
richtete durchfahrende Perſonenzug durch den Betrieb erfordert, befoͤrdert werden. 
Namentlich wird die Koͤniglich Preußiſche Regierung zur Erreichung einer 
ſolchen ununterbrochenen Verbindung Sorge tragen, daß fuͤr dieſe Verbindung 
auf der Strecke Leinefelde-Ahrenshauſen von der den Betrieb führenden Ver⸗ 
waltung befondere Züge eingelegt werden. — Soweit die Beduͤrfniſſe des Ver⸗ 
kehrs der gedachten Bahnen untereinander mittelſt der vorerwaͤhnten beiden 
Zuͤge, welche als Anſchlußzuͤge nach und von außen die Bahnſtrecke zwiſchen 
Gotha und Goͤttingen durchfahren und des vorgeſehenen dritten Zuges in 
jeder Richtung nicht zu befriedigen fein würden, wird die Königlich Preußiſche 
Regierung ſich angelegen ſein laſſen, uͤber weitere beſondere Zugverbindungen 
eine Verſtaͤndigung herbeizufuͤhren. 

a Die Feſtſtellung des Fahrtenbeduͤrfniſſes fuͤr den uͤbergehenden Guͤter⸗ 
En bleibt der Verſtaͤndigung der Verwaltungen der drei verbundenen Bahnen 
uͤberlaſſen. a 


Artikel 8. 


Beide Hohe Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß die Einheits⸗ 
ſaͤtze der Transportpreiſe für direkten Verkehr auf den einzelnen Bahnſtrecken 
der Linie Göttingen Gotha keine höheren fein ſollen, als diejenigen, welche zu 
jedesmaliger Zeit beziehungsweiſe die Koͤniglich Hannoverſche Eiſenbahnver⸗ 
waltung auf der Bahn von Hannover nach Kaſſel, die I. 
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Halle⸗Leipziger Geſellſchaft auf der Bahn Halle⸗Nordhauſen⸗Kaſſel, und die 
Verwaltung der Bahn von Gotha nach Leinefelde im Lokal- oder inneren 
Verkehr in Anwendung bringen. Die Koͤniglich Preußiſche Regierung will 
die Vermittelung übernehmen, daß dieſem Grundſatz die Koͤniglich Hanno⸗ 
verſche Regierung beiſtimmt und auf der Strecke von Goͤttingen bis Ahrens⸗ 
hauſen im Lokalverkehr keine höheren Einheitsſaͤtze der Transportpreiſe in 
Berechnung bringen laͤßt, als ſolche fuͤr den Lokalverkehr auf der Bahn von 
Hannover nach Kaſſel zu jedesmaliger Zeit in Anwendung gebracht werden. 
Beide Hohe Regierungen wollen die gegenſeitigen Unterthanen, ſowohl hinſichtlich 
der Befoͤrderungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung nicht unguͤnſtiger behandeln 
laſſen, als die eigenen Unterthanen, namentlich auch den aus dem einen Gebiet 
in das andere Gebiet uͤbergehenden Transporten weder in Beziehung auf die 
Abfertigung, noch ruͤckſichtlich der Befoͤrderungspreiſe eine minder guͤnſtige Be⸗ 
handlung angedeihen laſſen, als den aus dem anderen Gebiete abgehenden oder 
darin verbleibenden Transporten. 


Artikel 9. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in dem Gebiete der beiden 
Regierungen kompetenten Behörden in Gemaͤßheit des von den beiden Re⸗ 
gierungen zu vereinbarenden und fuͤr jedes Staatsgebiet beſonders zu publizi⸗ 
renden Bahnpolizei⸗Reglements gehandhabt werden. 


Artikel 10. 


Die kontrahirenden Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß die wegen 
Handhabung der Paß⸗ und Fremdenpolizei bei Reifen mittelſt der Eiſenbahn 
unter ihnen ſchon beſtehenden, beziehungsweiſe noch zu verabredenden Beſtim⸗ 
mungen auch auf die in Rede ſtehende Eiſenbahn Anwendung finden ſollen. 


Artikel 11. 


Die Regelung des Poſtbetriebes auf der in Rede ſtehenden Eisenbahn, 


ſoweit dieſelbe in Herzoglich Sachfen: Coburg und Gothaiſchem Gebiet belegen 
iſt, bleibt zwar, ſoweit noͤthig, der beſonderen Vereinbarung vorbehalten. Beide 
Regierungen ſtimmen jedoch darin uͤberein, daß die Eiſenbahngeſellſchaft ver⸗ 
pflichtet fein foll: 


1) den Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geftattet, in die nothwen⸗ 
bige Uebereinſtimmung mit den Beduͤrfniſſen der Poſtverwaltung zu 
ringen; 


2) den Transport der Briefe, Gelder, Packete, ſowie des dazu erforder⸗ 
lichen Poſtwagens und des noͤthigen Expeditions- und Begleitungs⸗ 
perſonals, und zwar je nach Maaßgabe der bezuͤglichen Beſtimmungen 
des Preußiſchen Geſetzes uͤber die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. No: 
vember 1838,, beziehungsweiſe nach Maaßgabe auch der Königlich 
Preußiſchen Geſetze vom 5. Juni 1852. H. 9. und vom 21. Mai 1860. 


H. 5 
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H. 5., unentgeltlich zu beſorgen und dazu die noͤthigen Einrichtungen 
zu treffen. 


Mit Ruͤckſicht auf das Verhaͤltniß, in welchem die Fuͤrſtlich Thurn⸗ 
und Taxisſche Poftverwaltung zum Herzogthum Gotha ſteht, behaͤlt ſich die 
Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung ausdruͤcklich die Beſtimmung 
daruͤber vor, ob und inwieweit die der Eiſenbahngeſellſchaft bezuͤglich der Poſt 
aufzulegenden Leiſtungen der Fuͤrſtlich Thurn⸗ und Taxisſchen Poſtverwaltung 
1 uͤberwieſen, oder fuͤr die Staatskaſſe in Anſpruch genommen werden 
ſollen. 
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Artikel 12. 


Die Herzoglich Sachſen-Coburg und Gothaiſche Regierung geſtattet der 
Koͤniglich Preußiſchen Regierung, die in Rede ſtehende Eiſenbahn auch inner⸗ 
halb ihres Gebietes zur Anlage und zum Betriebe eines elektromagnetiſchen 
Telegraphen Behufs Anſchluſſes an die Koͤniglich Preußiſche Telegraphen⸗ 
ſtation in Gotha zu benutzen, iſt auch damit einverſtanden, daß zu Gunſten 
der Koͤniglich Preußiſchen Regierung die Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſein 
ſoll, die unentgeltliche Anlage eines elektromagnetiſchen Telegraphen an der in 
Rede ſtehenden Eiſenbahn bis Gotha zuzulaſſen. Dagegen verpflichtet ſich die 
Koͤniglich Preußiſche Regierung, der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Regierung die Befugniß zur unentgeltlichen Befoͤrderung ihrer Depeſchen auf 
dieſer Linie in demſelben Umfange einzuraͤumen, in welchem ihr ſolche auf der 
bereits beſtehenden Linie Gotha-Langenſalza ꝛc. auf Grund fruͤherer Vereinba⸗ 
rungen zuſteht. 

Auch ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet werden, die Depeſchen 
beider Hohen Regierungen nach denjenigen Telegraphenſtationen, wo keine Sta⸗ 
tionen der Koͤniglich Preußiſchen Telegraphen errichtet ſind, unentgeltlich zu 
befoͤrdern. 5 


Artikel 13. 


Ruͤckſichtlich der Benutzung der mehrerwaͤhnten Bahnſtrecke zu Zwecken 
der Militairverwaltung iſt man uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen: 


4) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich) Preußiſchen oder der Herzoglich Sachſen—⸗ 
Coburg und Gothaiſchen Militairverwaltung auf der Eiſenbahn von 
Gotha nach Leinefelde (Art. 1.) bewirkt werden, wird den beiderſeitigen 
Militairverwaltungen voͤllige Gleichſtellung zugeſichert, dergeſtalt, daß 
die Zahlung dafür an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz gleichen 
Grundſaͤtzen erfolgen ſoll. a 


2) Wenn in Folge etwaiger Bundesbeſchluͤſſe oder anderer außerordent⸗ 
licher Umſtaͤnde auf Anordnung der Koͤniglich Preußiſchen oder der 
Herzoglich Sachſen = Coburg und Gothaifhen Regierung größere 
Truppenbewegungen auf der mehrgedachten Eiſenbahn ſtattfinden ſollen, 
ſo liegt der Eiſenbahnverwaltung die Pflicht ob, fuͤr dieſe und fuͤr 
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Sendungen von Waffen, Kriegs⸗ und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie 
von Militaireffekten jeglicher Art, inſoweit ſolche Sendungen zur Be⸗ 
förderung auf Eiſenbahnen uͤberhaupt geeignet find, noͤthigenfalls auch 
außerordentliche Fahrten einzurichten und fuͤr dergleichen Transporte 
alle Transportmittel, die der ungeſtoͤrt fortzuſetzende regelmäßige Dienft 
nicht in Anſpruch nimmt, zu verwenden und ſoweit thunlich hierzu in 
Stand zu ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten und 
die mit Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden Bahn kom⸗ 
menden Transportfahrzeuge, vorausgeſetzt, daß dieſe dazu geeignet ſind, 
auf die eigene Bahn zu übernehmen, auch mit den disponiblen Loko⸗ 
motiven weiter zu fuͤhren. i 


Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſt⸗ 
perſonal der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaffen, deſſen Anordnungen 
waͤhrend der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. 

Hinſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltung zu entrichtenden Fahrgeldes 
tritt, wie unter 1., eine völlige Gleichſtellung der gegenſeitigen Militairver⸗ 
waltung ein. 5 n 

Als Fahrpreis fuͤr den Transport von Truppen, Militaireffekten und 
ſonſtigen Armeebeduͤrfniſſen ſollen keine höheren, als die jeweilig auf den 
Preußiſchen Staatsbahnen geltenden Saͤtze zur Erhebung gelangen. 


Artikel 14. 


Ruͤckſichtlich des Baues und Betriebes der Bahnſtrecken in den betreffen⸗ 
den Staatsgebieten ſollen im Allgemeinen die in denſelben wegen der Eiſen⸗ 
bahn = Unternehmungen beſtehenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften und 
adminiſtrativen Grundſaͤtze gleichmaͤßig Anwendung finden, inſofern nicht der 


Umſtand, daß die fragliche Bahn ein Ganzes ausmacht und nur im Zuſammen⸗ 


* 


Behörden des betreffenden Staats in Pflicht zu nehmen. 


hange zu benutzen iſt, zu Abweichungen Anlaß giebt. 
Im Einzelnen iſt man hierbei uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen; 


Artikel 15. 


In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich 
der Dampfwagen, hat die Königlich Preußiſche Regierung es uͤbernommen, die 
erforderliche Prüfung eintreten zu laſſen, und die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗ 
Gothaiſche Regierung will dieſe Betriebsmittel, wenn die Koͤniglich Preußiſche 
Regierung fie für genuͤgend erklärt und die betreffende beſtinmungsmaͤßige 
Beſcheinigung darüber ausgeſtellt hat, in ihrem Gebiete zulaſſen. ö 


Artikel 16. 


Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Aufſichts⸗ und Be⸗ 
triebsbeamten find auf Praͤſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten 
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thanenverhande ihres Heimathlandes, wobei jedoch hinſichtlich der Herzoglich 
Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Unterthanen vorausgeſetzt wird, daß ihnen auf 
ihr Verlangen und gegen Erfuͤllung der geſetzlichen Bedingungen ihr bisheriges 
Heimathsrecht vorbehalten iſt. 

Die Bahnverwaltung hat bei Anſtellung der den unteren Kategorien des 
Bahnperſonals angehörigen Beamten, welche innerhalb des betreffenden Staats⸗ 
gebiets ihren feſten Wohnſitz haben ſollen, Angehörige des bezuͤglichen Gebiets 
bei gehöriger Befaͤhigung auf ihre Bewerbung vorzugsweiſe zu beruͤckſichtigen. 

Die Betriebsbeamten find ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung ruͤck⸗ 
ſichtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichtsbehoͤrde, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behoͤrden des Staats, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 


Artikel 17. 


Bezuͤglich der in Rede ſtehenden Eiſenbahn ſoll von deren Eigenthuͤmerin 
Seitens der kontrahirenden Regierungen eine andere, als die nach dem Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahn-Abgabengeſetze vom 30. Mai 1853. beſtimmte Abgabe 
nicht erhoben werden. i 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird den Abgabenbetrag für die 
ganze Strecke Gotha-Leinefelde berechnen, feſtſtellen und nach Maaßgabe der 
Laͤngenausdehnung der in den beiderſeitigen Gebieten belegenen Strecken repar⸗ 
tiren, auch den Repartitionsplan der Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen 
Regierung mittheilen. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat demnaͤchſt die bezuͤglichen 
Antheile an die betreffende Koͤniglich Preußiſche und beziehungsweiſe Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Einnahmebehoͤrde abzufuͤhren. 

Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſo lange und ſo weit die Koͤniglich 
Preußiſche Regierung fuͤr ſich nicht zur Erhebung der Abgabe von der den 
Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn berechtigt iſt, eine ſolche auch von 
der e i Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen Regierung nicht in Anſpruch 
zu nehmen iſt. i 


Artikel 18. 
Fur den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die in ihrem Ge⸗ 


biete belegene Strecke der Bahn Gotha⸗ Leinefelde ankaufen würde, gewährt 


die Herzoglich Sachſen-Coburg und Gothaiſche Regierung der Koͤniglich Preu⸗ 


ßiſchen Regierung das Recht des Ankaufs auch der Sachſen-Coburg und 


Gothaiſchen Strecke nach Maaßgabe des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes uͤber 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., behält ſich jedoch die 
Befugniß vor, das Eigenthum der in ihr Gebiet fallenden Bahnſtrecke zu jeder 
Zeit, nachdem dieſelbe von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung angekauft iſt, 
nach einer mindeſtens ein Jahr vorher gemachten Ankuͤndigung unter denſelben 


Bedingungen an ſich zu ziehen, unter welchen die Koͤniglich Preußiſche Regierung 


daſſelbe erworben hat, ſelbſtverſtaͤndlich unter Vergütung der von letzterer Re⸗ 
Jahrgang 1866. (Nr. 6389.) N 67 gie⸗ 


Ang Unterthanen der einen Regierung, welche beim Betriebe in dem Gebiete 
der anderen Regierung angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unter⸗ 
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gierung inzwiſchen ausgeführten Meliorationen, wie auch nach Abzug des zu 
ermittelnden Betrages etwaiger Deteriorationen. Aber auch in dieſem Falle ſoll 
gemaͤß Artikel 5. die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf der 
ganzen Bahn der Koͤniglich Preußiſchen Regierung gegen Ablieferung der auf 
die Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſche Strecke entfallenden Betriebs⸗ 
Ueberſchuͤſſe verbleiben. 


Beſondere Beſtimmungen. 


Artikel 19. 


Da nach dem Ergebniß der bisherigen Bemuͤhungen der intereſſirten 
Landestheile keine Ausſicht vorhanden iſt, die Ausfuͤhrung der Eiſenbahn von 
Gotha bis zur Halle-Kaſſeler Bahn lediglich aus Privatmitteln zu bewirken, 
fo übernehmen es die Königlich Preußiſche und Herzoglich Sachſen-Coburg 
und Gothaiſche Regierung, jede fuͤr ſich, in Anbetracht der an das Projekt ſich 
knuͤpfenden wichtigen Intereſſen, das Zuſtandekommen deſſelben durch Gewaͤhrung 
einer angemeſſenen Staatsunterſtuͤtzung Behufs Beſchaffung des fuͤr die Strecke 
in dem betreffenden Gebiete erforderlichen Anlagekapitals, ſoweit ſolche bei vor⸗ 
ausgeſetzter entſprechender Betheiligung der bei der Bahn intereſſirten Koͤniglich 
Preußiſchen, beziehungsweiſe der Herzoglich Sachſen⸗-Coburg und Gothaiſchen 
Städte, Kreiſe, Korporationen ꝛc. noch nöthig fein wird, zu ſichern. Ueber den 
Umfang und die Form dieſer Staatsunterſtuͤtzung behalten ſich zwar beide Hohe 
Regierungen ihre Entſchließung vor, fie ſtimmen jedoch darin überein, daß die 
Gewaͤhrung einer nach ihrer Dauer beſchraͤnkten maͤßigen Zinsgarantie fuͤr die 
nicht anderweit (von Staͤdten u. ſ. w.) aufgebrachten bezuͤglichen Theile des 
Anlagekapitals unter angemeſſenen Bedingungen, und insbeſondere entſprechender 
partieller Ruͤckgarantie Seitens der Baugeſellſchaft als ein beſonders zweck⸗ 
dienlicher Weg zu betrachten iſt. 


Artikel 20. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird verſuchen, fuͤr ſich und Namens 
der Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen Regierung auf der vorbezeichneten 


(Art. 19.) Grundlage und im Uebrigen nach Maaßgabe der Beſtimmungen 


dieſes Vertrages mit einer geeigneten Eiſenbahngeſellſchaft einen Vertrag wegen 
Uebernahme des Baues und Betriebes der in Rede ſtehenden Eiſenbahn abzu⸗ 
ſchließen, und denſelben nebſt dem Statut fir die Geſellſchaft demnaͤchſt den 
Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen Regierung zur Genehmigung und 
Publikation fuͤr ihren Theil und ihr Gebiet mitzutheilen. 


Artikel 21. 


Beide Hohe Regierungen ſtimmen darin uͤberein, daß die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft ſich in Bezug auf alle aus dem mit ihr abzuſchließenden Vertrage 
ergebenden Verhaͤltniſſe an die Koͤniglich Preußiſche Regierung, beziehungsweiſe 

deren 


deren Kommiſſarius (Art. 6.) zu wenden hat, welchemnachſt hinſichtlich aller 


Artikel 22. 


Etwaige aus dieſem Vertrage entſtehende Streitigkeiten, wohin ins⸗ 
beſondere auch gerechnet werden ſoll, wenn bei den nach Artikel 18. etwa 
noͤthig werdenden Abſchaͤtzungen von Meliorationen oder Deteriorationen eine 
den Einigung nicht erzielt werden kann, ſollen ſchiedsrichterlich erledigt 
werden. 

Jede der Hohen kontrahirenden Regierungen wird dazu einen unparteiiſchen 
Schiedsmann ernennen. Die beiden Schiedsrichter haben vor dem Eintritt in 
die Verhandlung einen Dritten ſich beizuordnen, uͤber deſſen Perſon in Er⸗ 
mangelung einer guͤtlichen Einigung das Loos zu entſcheiden hat. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Streitpunktes erfolgt ſodann nach Stimmenmehrheit unter Aus⸗ 
ſchluß jeder weiteren Berufung. 


Artikel 23. 


Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
und die Auswechſelung der daruͤber ausgefertigten Urkunden ſobald als moͤglich, 
ſpaͤteſtens aber binnen acht Wochen, in Berlin bewirkt werden. 8 

Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 11. September 1863. 
(L. S.) Arnold Albert Maybach. (L. S.) Leopold Braun. 


(L. S.) Johann Guſtav Rudolph Meinecke. 
(L. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 


Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden des vorſtehenden Staats: | 
Vertrages ift zu Berlin bewirkt worben. 
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(Fr. 6390.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des von der Weſeler 
a Aktiengeſellſchaft für Gasbeleuchtung wegen Abaͤnderung des F. 30. des 
Geſellſchaftsſtatuts gefaßten Beſchluſſes. Vom 28. Juli 1866. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. Juli 
1866. den von der Weſeler Aktiengeſellſchaft fuͤr Gasbeleuchtung in der 
Generalverſammlung vom 14. Mai 1866. gefaßten, in der notariellen Ver⸗ 
handlung von demſelben Tage verlautbarten Beſchluß wegen Abaͤnderung des 
H. 30. des unter dem 7. Juli 1863. genehmigten Geſellſchaftsſtatuts zu ge⸗ 
nehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der genehmigten Statutaͤnderung wird durch 
das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 28. Juli 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des 


und öffentliche Arbeiten. Innern. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


C Eile . . . ĩ ͤ nezkn) Neal zu 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


